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Artikel 4 

Berufsberechtigung 

(1) Die Länder verpflichten sich, in ihren Rechtsvorschriften Bestimmungen vorzusehen, wonach 
Personen, welche eine den Grundsätzen der Anlage 1 entsprechende Ausbildung absolviert haben, zur 
Ausübung der im Art. 1 Abs. 2 genannten Berufe nach Maßgabe der Anlage 1 berechtigt sind. 

(2) Die Länder verpflichten sich, in den Rechtsvorschriften nach Abs. 1 die Ausübung der im Art. 1 
Abs. 2 genannten Berufe auch Personen zu gestatten, die eine gleichwertige im In- oder Ausland 
erworbene Qualifikation nachweisen können. In diesen Bestimmungen ist auch vorzusehen, dass allfällige 
Qualifikationsunterschiede durch eine entsprechende Ergänzung der Ausbildung ausgeglichen werden 
können. 

(3) Sind zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Vereinbarung nach landesrechtlichen Vorschriften 
Heimhelfer/innen zur Führung der Berufsbezeichnung Heimhelfer/in berechtigt, die über keine 
Qualifikation im Sinne des Abs. 1 oder 2 verfügen, hat die betreffende Vertragspartei in ihren 
Rechtsvorschriften sicherzustellen, dass spätestens nach Ablauf von vier Jahren nach In-Kraft-Treten der 
Vereinbarung die Ausübung der Heimhilfe nur zulässig ist, wenn durch eine entsprechende Ergänzung 
der Ausbildung die Qualifikationsunterschiede ausgeglichen worden sind. Für Länder, die der 
Vereinbarung gemäß Art. 9 beitreten, gilt diese Frist von vier Jahren ab Wirksamwerden des Beitrittes. 

(4) Die Vereinbarung hindert die Länder nicht daran, Regelungen zu treffen, wonach die Ausübung 
der in der Anlage 1 umschriebenen Tätigkeiten jenen Personen vorbehalten ist, die über eine 
entsprechende Qualifikation im Sinne des Abs. 1 oder 2 verfügen, soweit sie nicht in das Berufsbild eines 
anderen gesetzlich geregelten Berufes fallen. 

(5) Die Länder verpflichten sich, zur Ausübung der im Art. 1 Abs. 2 genannten Berufe nur Personen 
zuzulassen, welche die für die Erfüllung der Berufspflichten erforderliche gesundheitliche Eignung und 
Vertrauenswürdigkeit besitzen, und bei Verlust einer dieser Voraussetzungen die Berufsausübung zu 
untersagen. 
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(6) Die Länder verpflichten sich, für Personen, die einen im Art. 1 Abs. 2 genannten Beruf ausüben, 
einen Mindeststandard zur Weiterbildung im Ausmaß der Anlage 1 festzulegen. 
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